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HAMBURG

LANDESJOURNAL
WEcHSEL iN DER iNNENBEHöRDE

Um die Frage vorweg zu beant-
worten – der neue innensenator 
Andy Grote steht vor gewaltigen 
Baustellen, die er übernommen hat. 
Sein Vorgänger hat diese mit 
rednerischer Eleganz lange Zeit 
vernebeln können – doch der Nebel 
verzieht sich und die Realität wird 
wieder sichtbar. Natürlich braucht 
der „Neue“ seine Zeit, um sich mit 
den vielfältigen Problemlagen 
vertraut zu machen – Zeit, die wir 
nicht mehr haben. Er übernimmt 
eine zentralisierte Polizei Hamburg, 
die mehr und mehr an Bürgernähe 
verliert.

Eine äußerst gefährliche Entwick-
lung, weil eine bürgernahe Polizei in-
mitten der Gesellschaft zu stehen hat 
und nicht daneben. Eine Polizei, die 
wieder nach Sparten aufgeteilt ist, 
was die Zusammenarbeit untereinan-
der nicht erleichtert – sie vielmehr 
deutlich erschwert.

Die Themen Nachwuchsgewin-
nung, Berufsperspektiven, finanzielle 
Besserstellung des Schichtendienstes 
und Arbeitsbelastung sind neben an-
deren Aufgabenfeldern mittlerweile 
echte Dauerbrenner. Meine Erwar-
tungshaltung ist, dass nach Jahren 
der ausgetauschten Argumente end-
lich die Problemlösung angepackt 
wird. Es darf nicht länger der Ein-
druck des Zeitspiels aufrechterhalten 
werden. Der derzeitige SPD-domi-
nierte Senat darf die Frage der Inne-
ren Sicherheit nicht als «Status Quo» 
behandeln – denn dies wäre der  
Stillstand. Angesichts der bereits ein-
getretenen und aktuellen Entwick-
lungen („wachsende Stadt, Flücht-
lingszustrom, Verunsicherung breiter 
Bevölkerungskreise“) ist das konser-
vative Festhalten an einer solchen Po-
sition aus finanziellen Gründen zu 
kurz gedacht. Auch die Polizei muss 
mitwachsen, weil auch ihr zu bewälti-
gendes Aufgabenspektrum breiter 
geworden ist und die Anforderungen 
an jeden einzelnen von uns gewach-

Neuer Senator, neuer Anfang?
sen sind. Dafür muss der Senator 
Andy Grote eintreten und kämpfen; 
er wird es nach derzeitigem Stand im 
Senat und bei seinem „Chef“ nicht 
leicht haben. 

Wenn er aber für seine ihm anver-
trauten Kolleginnen und Kollegen 
kämpft, so stehen wir als GdP hinter 
und neben ihm. Die Fortsetzung der 
Vernebelungs- und Hinhaltetaktik 
werden wir hingegen nicht hinneh-
men. Die GdP ist zum Kampf bereit – 
an unserer Seite haben wir für Sie, 
Herr Senator Grote, einen Platz frei-
gehalten.

Gerhard Kirsch,  
Landesvorsitzender der 

GdP Hamburg
Gerhard Kirsch, Landesvorsitzender der GdP 
Hamburg

Gewerkschaft der Polizei, Landesbezirk Hamburg, Hindenburgstr. 49, 22297 Hamburg
www.gdp.de/hamburg

Auszahlung von Überstunden

Die Überstundenposse -
GdPHamburg fordert sozial gerechte Auszahlungsmodalitäten!

Kaum wird die Überstunden-Millionengrenze überschritten, überschlagen sich

die Ankündigungen über die Auszahlungen derselben.

Das ist ja auch ein unübersehbarer Faktor für die aus politischer Sicht hässliche

Tatsache, dass die Polizei personell nicht ausreichend aufgestellt ist.

Diesmal sollten es ganze 2 Millionen Euro für die Auszahlung von Überstunden bereitgestellt

werden – für Überstunden die ein Jahr oder älter sind.

Was ist eigentlich mit den Überstunden, die unsere jungen Kolleginnen und Kollegen allein im

Jahr 2015 (Alarmdienste, G7-Gipfel Elmau, Ministertreffen G7-Lübeck, EZB Eröffnung Frankfurt

und vieles mehr) anhäufen mussten?

So sind 200 bis 300 Überstunden, die nicht abgebummelt werden können, mittlerweile für junge

Kolleginnen und Kollegen der unter Besoldungsgruppen nichts Ungewöhnliches mehr.

Unsere Forderung:

Sozial gerechtere Auszahlungsmodalitäten für alle

Besoldungsgruppen.

Das Beste wäre allerdings, die Entstehung von Überstunden und das Auspressen der Kolleginnen

und Kollegen einzudämmen – und dies geht nur, wenn in der ständig „wachsenden“ Stadt

Hamburg der Personalkörper der Polizei auch mitwachsen würde.

GdP Hamburg Hamburg, den 29.01.16
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Bereits seit über 20 Jahren bietet 
die GdP Hamburg ihren Mitgliedern 
ein besonderes Angebot: Das Polizei-
sozialwerk. Zunächst gegründet, um 
die Mitgliedschaft in der GdP noch 
attraktiver zu machen. 

Vergünstigungen für Veranstaltun-
gen aller Art und erste, durch eine 
Reisekostengutschrift vergünstigte 
Reisen waren im Angebot.

Mittlerweile hat sich das Polizei-
sozialwerk zu einem veritablen Rei-
sebüro entwickelt, das Reisen in al-
ler Herren Länder anbietet. Dabei 
wird auf eine umfassende Koopera-
tion mit führenden Reiseunterneh-
men zurückgegriffen. Und das Plus 
für Mitglieder und deren Familien: 
5% des Reisepreises werden in der 
Regel als Reisekostenzuschuss 

Service für Mitglieder –  
das PSW und der Reisekostenzuschuss!

durch das PSW erstattet. Damit 
dient der Sommerurlaub gleich 
dazu, den GdP-Mitgliedsbeitrag zu 
finanzieren.

Uwe Koßel trägt zusammen mit 
Heike Wiehe als Geschäftsführung 
die Verantwortung für das PSW. Wäh-
rend sich Frau Borr um die Buchhal-
tung kümmert, stehen Frau Kahlen, 
Frau Simon und Frau Klose für alle 
Fragen rund um einen gelungenen 
Urlaub zur Verfügung.

Die DP fragt nach:
Uwe, beschreibe uns kurz die Er-

folgsgeschichte des PSW.
Sie ist geprägt worden und zeich-

net sich weiterhin durch kompeten-
te Mitarbeiterinnen aus, die in ei-
nem guten Betriebsklima unsere 
Mitglieder in allen Reisebereichen 
vertrauensvoll beraten. Und der Er-
folg spiegelt sich in einer Vielzahl 
von Mitgliedern wieder, die ihren 
Urlaub immer wieder aufs Neue bei 
uns buchen. Und damit natürlich 
auch einen Vorteil ihrer Mitglied-
schaft in der GdP in „barer Mün-
ze“, unserem Reisekostenzuschuss, 
erleben.

Wie funktioniert der Reisekosten-
zuschuss?

Etwa vier bis sechs Wochen nach 
Ende der Reise erhält unser Mitglied 
ein Anschreiben mit beiliegendem 
Scheck über seinen Reisekostenzu-
schuss.

Das PSW, ein normales Reisebüro 
oder doch etwas mehr?

Da wir Mitglied des größten Rei-
sebüroverbandes in Deutschland 
sind, sind wir z. B. auch in der Lage, 
spezielle Reisen anzubieten, wie 
z. B. eine Reise in die Hochtauern 
für Asthmatiker. Außerdem organi-
sieren wir für unsere Mitglieder den 
Ball der GdP im Grand Elysee und 
für unsere „zukünftigen Mitglieder“ 
das Weihnachtsmärchen im Ernst 
Deutsch Theater. Dies bedeutet, 
dass neben dem „Reisegeschäft“ 
immer auch das Vorteilsangebot für 
die Mitglieder der GdP eine Rolle 
einnimmt. 

Gibt es einen ganz persönlichen 
Reisetipp von dir? 
•	 Frühjahr in Andalusien 

(Spezialreise)
•	 Mallorca zur Mandelblüte
•	 Das aufstrebende Kroatien
•	 Griechenland

Vielen Dank und weiterhin erfolg-
reiche Arbeit für das PSW.

tAUScHGESUcH

Niedersachsen,  
immer eine gute idee!

Hallo liebe Kolleginnen und 
Kollegen, viele von Euch werden es 
kennen: Hamburg lässt Euch nicht 
los! Da wird es Euch sicher nicht 
wundern, dass ich als „Ex“ meinen 
Weg zurück in die Heimat finden 
möchte. Mein Name ist can Bilyeli 
(der Name stammt aus dem türki-
schen) und ich bin 30 Jahre jung.

Ich möchte gerne mit meiner klei-
nen Familie wieder in Hamburg le-
ben, um sowohl die berufliche Zu-
kunft meiner Frau Janine zu sichern 
als auch den Großeltern meiner 
Tochter einen regelmäßigen Um-

gang mit dem Enkelkind zu ermögli-
chen. Deshalb suche ich einen 
Tauschpartner, der aus ähnlichen, 
aber gern auch aus anderen Grün-
den einen Wechsel nach Niedersach-
sen anstrebt. 

Folgende Informationen kann ich 
Dir vorab zur Verfügung stellen:
•	 Du wirst Deinen Dienst in einer Di-

rektion versehen.
•	 Du solltest dich in Laufbahngruppe 

2, 1. Einstiegsamt, befinden.
•	 Du musst Beamtin/Beamter auf Le-

benszeit sein.
Bei Interesse erreicht Ihr mich tele-

fonisch (01 70/8 24 74 65) oder per  
E-Mail (can.bilyeli@t-online.de). 
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Eine Gründung der Gewerkschaft der Polizei, Landesbezirk Hamburg

Hamburg GmbH

Wir freuen uns auf Sie!
Polizeisozialwerk Hamburg GmbH

Hindenburgstr. 49
22297 Hamburg

Tel.: 040 / 28 08 96 22
Fax: 040 / 28 08 96 27

Mail: psw-reisen-hamburg@gdp.de
www.psw-hamburg.de

Haben Sie auch keine Lust
mehr, sich die Hände am
Feuer zu wärmen?

Möchten Sie lieber ein Gläschen
Wein zum Sonnenuntergang auf
der Terrasse trinken…

… oder einfach am Pool
entspannen?

Wir finden den passenden Urlaub für Sie.
Kommen Sie uns besuchen oder rufen Sie an!
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SAtZUNGSSyMPOSiUM

Fragen rund um die Satzung der 
Gewerkschaft der Polizei (GdP) gibt 
es immer wieder. Besonders im 
Hamburger Landesbezirk ist dies zu 
einem Dauerthema im Rahmen 
einer Kampagne gegen den Lan-
desvorsitzenden Gerhard Kirsch 
geworden. Erneut ergriff er nun die 
initiative, dieses thema anzugehen.

Neben der Satzung gibt es in je-
dem Landesbezirk der GdP die Mög-
lichkeit und für bestimmte Bereiche 
auch die Notwendigkeit, Zusatzbe-
stimmungen zu entwickeln und im 
Rahmen von Mitgliederversammlun-
gen zu beschließen.

Kritische Felder

Um welche Fragen es geht, ist 
schnell umrissen. Vereine sind Zu-
sammenschlüsse ihrer Mitglieder und 
diese Mitglieder formulieren ihren 
Willen in Versammlungen. Bei größe-
ren Versammlungen werden Dele-
gierte gewählt, um den Willen der 
Mitglieder, die sie entsandt haben, zu 
vertreten. Die Hamburger Zusatzbe-
stimmungen des Landesbezirks neh-
men nicht in dem not wen di gen Maße 
Rücksicht auf das Delegationsprinzip, 
dass jedem größeren Verein inne-
wohnt. 

In diesem Zusammenhang sind 
auch die Zusammensetzungen der 
Gremien wie des Beirats und auch des 
Landesbezirksvorstands zu bewerten.

Erste Bemühungen scheiterten

Im Herbst 2014 wurden erste Ideen 
entwickelt, die Hamburger Zusatzbe-
stimmungen an die Satzung der GdP 
anzupassen und Mängel auszuglei-
chen.

Bereits zu diesem Zeitpunkt war 
klar, dass die Diskussion um die Zu-
satzbestimmungen schwierig werden 
würde. Lange bestehende Strukturen 
würden intensiv geprüft und an die 
Satzung der GdP angepasst werden 

Was gilt und was muss dazu passen? – 
Die Satzung der GdP und die Hamburger 

Zusatzbestimmungen
müssen. Engagierte Kolleginnen und 
Kollegen bewerteten dies bereits als 
möglichen Eingriff in ihre bisherige 
Arbeit, geschürt durch bewusst und 
fehlerhaft in eine Richtung gelenkte 
Äußerungen. Dabei stand die wichti-
ge, kompetente und intensive Arbeit 
des Seniorenvorstands für unsere Se-
nioren im Mittelpunkt.

Eine erste Befassung mit diesem 
Themenfeld wurde Anfang Dezem-
ber 2014 im Rahmen einer Landes-
bezirksvorstandssitzung angeboten. 
Leider verließ damals eine Gruppe 
von Funktionären kurz nach Beginn 
der Sitzung unter der lautstarken Be-
hauptung, dass die Satzung der GdP 
nicht in Hamburg gelten würde, den 
Raum. Bereits zu diesem Zeitpunkt 
erschloss sich dieses Verhalten für 
den damals anwesenden stellv. Bun-
desvorsitzenden und Landesvorsit-
zenden Niedersachsens, Dietmar 
Schilff, sowie den Bundesjustiziar der 
GdP, Sascha Braun, nicht. Schlüssige 
Argumente, die diese irrige Annahme 
stützen würden, fehlten damals. Das 
dies damals aus persönlich geleiteten 
Motiven passierte, war einigen Mit-
gliedern damals bereits bewusst.

Ein neuer Versuch, auch auf 
Initiative des Bundesvorstands

Am 4. Februar 2016 lud der Landes-
vorsitzende Gerhard Kirsch zu einem 
Satzungssymposium in den Sitzungs-
saal des Polizeipräsidiums ein. Bereits 
zuvor wurde dieses Thema im Rahmen 
der Sitzung des geschäftsführenden 
Landebezirksvorstands thematisiert 
und Rahmenbedingungen geklärt, die 
die Grundlage einer Auftaktveranstal-
tung zum Thema Anpassung der Zu-
satzbestimmungen sein sollten.

Erneut unter der Teilnahme des im 
Bundesvorstand für Satzungsfragen 
zuständigen Mitglieds Dietmar Schilff 
und dem Bundesjustiziar der GdP, Sa-
scha Braun, trafen sich interessierte 
Mitglieder, um über einen ersten Ent-
wurf zu beraten. 

Zunächst stand jedoch die Frage im 
Raum, welche Fassung der Satzung 

der GdP gültig sei. Eindeutig und un-
missverständlich machten sowohl 
Dietmar Schilff als auch Sascha Braun 
in ausführlichen Bewertungen deut-
lich, dass die auf dem Bundeskon-
gress im November 2014 beschlosse-
ne Satzung vollumfassend gültig ist. 
Hierüber gab es jedoch erneut von 
dieser kleinen Gruppe von Gewerk-
schaftsmitgliedern erheblichen Wi-
derspruch.

Diese Problemstellung zog sich 
durch die gesamte Veranstaltung, 
eine inhaltliche Auseinandersetzung 
mit der Gegenüberstellung der der-
zeit gültigen Zusatzbestimmungen 
und einem Entwurf möglicher Verän-
derungen wird auf weiteren Veran-
staltungen und im Rahmen einer ein-
zurichtenden Satzungskommission 
weiterentwickelt werden müssen.

Jörn Clasen, Schriftführer

Anzeige

Notdienst der
Glaser-Innung Hamburg
für alle Hamburger Bereiche

Glaser-Notdienst
Tel. 830 06 60

Firmenungebundene
AuftragsannahmeGlaser-Innung Hamburg

Dietmar Schilff erläutert die Gültigkeit der 
Satzung der GdP für alle Mitglieder.
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Dazu gehörten unter anderem
die Überwachung der Einhal-
tung der Verkehrsvorschriften
im Hafengebiet, die Kontrolle
von Gefahrguttransporten und
die Überprüfung von Hygiene-
und Gesundheitszeugnissen
an Bord eingelaufener Schiffe.
Ebenso sei die Wasserschutz-
polizei für die Verkehrslenkung
auf dem Hafengelände, die dor-
tige Unfallaufnahme, die Über-
wachung des grenzüberschrei-
tenden Warenverkehrs, den
maritimen Umweltschutz so-
wie die Durchführung der
Grenzkontrollen verantwort-
lich, führte Heise aus. Zudem
betonte er, dass ausschließlich
seine Dienststelle für die Be-
streifungundSicherungderEl-

be bis nach Cuxhaven verant-
wortlich sei, obwohl der Fluss
in diesem Bereich eigentlich
den Bundesländern Nieder-
sachsen und Schleswig-Hol-
stein gehöre.

“Security” und “Safety”

Insgesamt sei man damit so-
wohl für Gefahren zuständig,
die für die Schifffahrt von Drit-
ten ausgingen (“Security”) als
auch für solche Gefahren, die
von dieser oder der Ladung aus-
gingen (“Safety”), erläuterte der
Beamte. Aus diesem Grunde
zeigte er sichabschließendauch
überzeugt: “Wirsindein integra-
ler Bestandteil der Hamburger
Polizei und eine vernetzte Poli-
zei.”

Sicherheit aus einer Hand
Wasserschutzpolizei erfüllt vielfältige Aufgaben

(BS/mfe) Die Wasserschutzpolizei fungiert im Hamburger Hafen als einzige Polizeibehörde. Darauf wies der
Leiter der Organisationeinheit, Frank-Martin Heise, hin. Dementsprechend viele Aufgaben müssten er und
seine Kollegen wahrnehmen, berichtete der Leitende Kriminaldirektor.

S042_BS01_All_Schulz
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Diese Idee, die der Bekämpfung
von Gefahren diene, beinhalte
das Handeln mehrerer Akteure,
soderWissenschaftler.DesWei-
terengingeraufmöglicheGefah-
renausdemCyber-Raumein, zu
denen beispielsweise Spionage,
Erpressung und Datenmiss-
brauch zählten. In diesem Zu-
sammenhang betonte Hone-
kamp, dass IT-Angriffe oftmals
gar nicht oder erst sehr spät er-
kannt würden. Zudem betonte
er: “Die Computerkriminalität
wird sich ausweiten.” Dies be-
gründete der Forscher unter an-
derem mit dem Umstand, dass
diese Delikte zunehmend auch
alsDienstleistung im sogenann-
ten Darknet angeboten und mit
digitalen Währungen, wie “Bit-
coins”, bezahlt würden. Dort
könne man zudem ohne Weite-
res auch Waffen und Drogen er-
werben. Außerdem stellteHone-
kamp in Bezug auf Cybercrime

unmissverständlich fest: “Das
größte Problem ist der Mensch!”
Aus diesem Grunde sei der An-

satz der vernetzten Sicherheit
auch so eminent wichtig. Denn
nur damit könne man ein aus-
reichendes Maß an Prävention
und Problem-Awareness errei-
chen, zeigte sich derHochschul-
lehrer überzeugt. In Hamburg
werde die vernetzte Sicherheit
zwar bereits mithilfe eines ein-
schlägigen Arbeitskreises, in
dem Vertreter von Polizei, Ver-
fassungsschutz und Wirtschaft
säßen und der zweimal jährlich
tage, verfolgt. Gleichwohlmüsse
diese Idee auch in der Hanse-
stadt ausgeweitet werden, for-
derte der Informatiker. Denkbar
sei in diesem Zusammenhang
etwa die Einbeziehung der Bun-
deswehr,derForschungoderdie
Integration universitärer und zi-
vilgesellschaftlicher Akteure,
gab Honekamp zu bedenken.
Der politischeWille dazu sei sei-
nes Erachtens vorhanden,
schloss der Professor.

Vernetzte Sicherheit stärken
Hamburg mit ressortübergreifendem Arbeitskreis

(BS/mfe) Der Hafen der Hansestadt Hamburg, bei dem es sich um den größten der Bundesrepublik und den
zweitgrößten europaweit handelt, ist ein gutes Beispiel für das Konzept der vernetzten Sicherheit. Davon
zeigte sich Prof. Dr. Wilfried Honekamp, Professor für Angewandte Informatik an der Akademie der Ham-
burger Polizei, überzeugt.

Der Parlamentarier machte
deutlich, dass die Hamburger
Polizei zu wenig Personal für zu
vieleAufgabenhabeunddeshalb
mehr Kräfte benötige. Auch
Kirsch unterstrich, dass der Per-
sonalbestand der Polizei des
Stadtstaates angesichts desdor-
tigen Bevölkerungswachstums
undderHerausforderungenauf-
grunddesaktuellenFlüchtlings-
stroms wachsen müsse. In die-
sem Zusammenhang betonte er:
“Die Polizei muss mitwachsen.”
Zudem machte der Gewerk-
schafter darauf aufmerksam,
dass die Polizei der Hansestadt
ein “Attraktivitätsproblem” ha-
be,dasiesich imWettbewerbmit
anderen Landespolizeien und
der freienWirtschaft befinde.

Monetäre Anreize vonnöten

Im Hinblick auf den Mittleren
Dienst sei darüber hinaus ein
Nachwuchsproblem zu konsta-
tieren, weshalb dort die Einstel-
lungsanforderungen immer wei-
ter abgesenkt würden, kritisierte
derGdP-Landeschef.FürdenGe-
hobenen Dienst hingegen habe
man eine ausreichende Bewer-
berzahlzuverzeichnen,berichte-

te Kirsch. Gladiator ergänzte
diesbezüglich, dass zur Behe-
bung dieses Problems neben ei-
ner Werbekampagne auch ange-
messene finanzielle Anreize, wie
etwadieZahlung einerBallungs-
raumzulage, erforderlich seien.
Einig waren sich die beiden Dis-
kutanten schließlich in der Fest-
stellung, dass hoheitliche Aufga-
ben auch weiterhin in Polizei-
handbleibenmüssten. Sounter-
strich der Innenpolitische Spre-
cher der CDU-Bürgerschafts-
fraktion: “Hoheitliche Aufgaben

sind vom Staat wahrzunehmen
und die Polizei muss weiter im
Kontakt mit dem Bürger blei-
ben.” Gleichwohl sprach sich
Gladiator auch für eine Aufga-
benkritik bei der Polizei, etwa im
Bereich der Begleitung von
Schwertransporten, aus. Kirsch
wiederum plädierte abschlie-
ßend dafür, den Personalbe-
stand der Tarifbeschäftigten im
Objektschutzbereich der Ham-
burgerPolizeinichtweiterauszu-
dünnenundPrivatenichtmitho-
heitlichen Aufgaben zu beleihen.

Zu wenige Polizisten in Hamburg
Diskussionsrunde zur Personalsituation in der Hansestadt

(BS/Marco Feldmann) Auf dem Hamburger Polizeitag fand eine Podiumsdiskussion zur personellen Ausstat-
tung der Polizei in der Hansestadt statt. Daran nahmen unter der Moderation von R. Uwe Proll, dem Chefre-
dakteur und Herausgeber des Behörden Spiegel, der Landesvorsitzende der Gewerkschaft der Polizei (GdP),
Gerhard Kirsch, sowie der CDU-Bürgerschaftsabgeordnete Dennis Gladiator teil.

Zudem berichtete Fallak über
das von ihm geleitete Füh-
rungs- und Einsatzzentrum,
das für den Fall einer Terrorlage
seine Arbeit aufnehmen würde.
Daran sind neben der Hambur-
ger Polizei unter anderem die
Feuerwehr, die Bundespolizei,
die Bundeswehr, das Landes-
amt für Verfassungsschutz
(LfV)unddieDeutscheBahnbe-
teiligt. Des Weiteren erläuterte
der Vizepräsident der Sicher-
heitsbehörde, die mit rund
10.000 Mitarbeitern jährlich
circa 500.000 Einsätze zu be-
wältigenhat, den seit 2002 exis-
tierenden Kooperationsvertrag
zwischen Hamburg und dem
Bundesverband der Sicher-
heitswirtschaft (BDSW). Des-
sen Umsetzung führe pro Jahr
zu etwa 120 Hinweisen für die
Polizei. Ziele des Vertragswer-
kes, das sich nach den Worten
Fallaks über die Jahre hinweg
bewährt habe, seien die Stär-
kung der öffentlichen Sicher-
heit in der Hansestadt, eine ver-
besserte Kriminalprävention
sowie die Erhöhung des Ent-
deckungsrisikos für Straftäter,
betonte der Polizist.

Gute Kooperation

Des Weiteren erläuterte der
Beamte das seit 2013 vorhan-
dene “Hamburger Netzwerk für
Standortsicherheit”. Dieses ist
etwa in den Themenfeldern

Wirtschaftskriminalität und
-spionage, IT-Sicherheit und
Schutz Kritischer Infrastruktu-
ren (KRITIS) tätig. Zudem be-
fassen sich die Expertenkreise
mit Sport und Veranstaltun-
gen, Prävention, lokalenKoope-
rationen sowie besonderen La-
gen. Fallak lobte dabei insbe-
sondere die klar strukturierte
und vertrauensvolle Kooperati-
on zwischen denSicherheitsbe-
hörden und der Wirtschaft so-
wie die kurzen Entscheidungs-

wege innerhalb des Netzwer-
kes.
Schlussendlich führte der
stellvertretende Behördenleiter
noch aus, dass die Polizei Ham-
burg künftig eine entsprechen-
de Infrastruktur zum Einsatz
von Tablets und Smartphones
(MobiPol-Infrastruktur) sowie
für die Nutzung interaktiver
Streifenwagenwagen schaffen
wolle und bereits heute in den
Sozialen Netzwerken aktiv sei.

Datenschutz als Hemmnis

So plane man beispielsweise
die Schaffung einer IT-Infra-
struktur zur Nutzung der Infor-
mationstechnik vor Ort sowie
die Verlagerung der polizeili-
chen Kommunikation und In-
formationen aus den Dienst-
stellen in den Einsatz auf der
Straße. Ebenso denke man
über die Einrichtung eines poli-
zeiinternen Messengerdienstes
nach.
Schließlichunterhaltemanseit
April letzten Jahres Twitter-Ac-
counts zur allgemeinen Öffent-
lichkeitsarbeit sowie zur takti-
schen Kommunikation bei grö-
ßeren Einsatzlagen. Aufgrund
einschlägiger datenschutz-
rechtlicher Bestimmungen sei-
en über Facebook, Twitter und
Co jedochmomentan nur Sach-,
aber noch keine Personenfahn-
dungen möglich, monierte Fal-
lak abschließend.

Cybercrime als Zukunftsthema
Hamburger Netzwerk garantiert Standortsicherheit

(BS/Marco Feldmann) “Das Leben verlagert sich ins Netz”, stellte der Vizepräsident der Hamburger Polizei,
Reinhard Fallak, unmissverständlich klar. Aus diesem Grunde werde die Internetkriminalität in Zukunft auch
immer mehr an Relevanz gewinnen, zeigte sich der stellvertretende Behördenleiter überzeugt.

Gerhard Kirsch (GdP-Landeschef Hamburgs), R. Uwe Proll (Moderator) und
Dennis Gladiator (Innenpolitischer Sprecher der CDU-Fraktion in der Hambur-
ger Bürgerschaft, v.l.n.r.) debattierten über den erforderlichen Personalbe-
stand der Hamburger Polizei. Fotos: BS/Feldmann

Der Vizepräsident der Hamburger
Polizei, Reinhard Fallak, berichtete
über verschiedene Formen der Ko-
operation mit unterschiedlichen Ak-
teuren.

Der Informatikprofessor Wilfried Ho-
nekamp von der Akademie der Ham-
burger Polizei sprach sich für eine
Stärkung des Ansatzes der vernetz-
ten Sicherheit aus.

Der Chef der Hamburger Wasser-
schutzpolizei, Frank-Martin Heise,
beschrieb die umfangreichen Aufga-
ben seiner Behörde.
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VERDiENt

Es gilt, immer wieder Danke zu 
sagen. Natürlich hat die Mitglied-
schaft in einer Gewerkschaft immer 
einen Zweck. Schutz im Dienst 
durch einen guten Rechtsschutz, 
gemeinsames Eintreten für beruf-
liche und soziale Verbesserungen 
und immer auch Vorteile aus den 
angebotenen Vergünstigungen für 
unsere Mitglieder.

Zusammen mit dem Seniorenvor-
standsmitglied Manfred Hoge nahm 
der Landesvorsitzende der GdP Ham-
burg, Gerhard Kirsch, die Aufgabe 
wahr, 70 Kolleginnen und Kollegen 
für ihre langjährige Mitgliedschaft in 
der GdP zu danken. Gewerkschafts-
mitglieder der ersten Stunde (1950) 
waren ebenso dabei wie unsere 
„25-jährigen“. Eine alljährlich warm-
herzige Veranstaltung, die von unse-
ren Senioren und unseren Mitarbei-
terinnen in der Geschäftsstelle 
organisiert und im sehr netten Ambi-
ente des Hotel Lindner bei Hagen-
beck durchgeführt wird. 

Jörn Clasen

Die Jubilarsehrung der GdP Hamburg – 
langjährige Mitglieder ausgezeichnet

Unsere 40-jährigen Jubilare!

Gruppenbild mit Dame: Herzlichen Glückwunsch für 50 Jahre Gewerkschaftsmitgliedschaft.

Gerhard Kirsch gratuliert: 65 Jahre Mitglied in der Gewerkschaft.

SENiOREN

termine
2. März 2016, 13 Uhr

Bürgerhaus Wilhelmsburg, DGB-
Senioren: „Sind die heutigen Renten 
noch sicher?“, Prof. Dr. Gerd Bosbach

8. März 2016, 15 Uhr
Mitgliederversammlung der Senio-

ren, Kantine Polizeipräsidium
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